
Umstrittene
Spende an CDU
Düsseldorf. Der Bundestag
prüft eine umstrittene Partei-
spende an die CDU in Düssel-
dorf. Es laufe „derzeit eine
rechtliche Prüfung“, sagte ein
Sprecher. „Während der lau-
fenden Prüfung werden dazu
keine öffentlichen Erklärun-
gen abgegeben.“

Kurz vor der Kommunal-
wahl 2009 war eine Spende in
Höhe von 6000 Euro von der
städtischen Tochtergesell-
schaft Industrieterrains Düs-
seldorf-Reisholz (IDR) an die
CDU geflossen. Düsseldorfs
Oberbürgermeister Dirk
Elbers (CDU) ist aber zugleich
Aufsichtsratsvorsitzender der
IDR. Es geht in der Affäre
unter anderem auch um Rech-
nungen für kostspielige Feiern
für Vertreter aus Politik und
Wirtschaft, deren Kosten die
IDR übernahm. Die Staatsan-
waltschaft prüft die Vorwürfe.

dapd

Halbtagskraft
macht Huber Ärger
Berlin. Altbischof Wolfgang
Huber hat nach einem Bericht
der „Berliner Morgenpost“
Ärger wegen der Nutzung
seines Büros als Kuratoriums-
vorsitzender der Potsdamer
Stiftung Garnisonkirche. Hu-
ber zahlte dem Bericht zufolge
jetzt rund 4200 Euro an die
Stiftung zurück, weil eine dort
beschäftigte Halbtagskraft
auch andere Post für ihn be-
arbeitet hatte. Die Stiftung will
den Betrag an das Land zu-
rückgeben. Die Halbtagskraft
hatte sich 2011 bei der Potsda-
mer Staatskanzlei beschwert,
dass sie auch private Post des
früheren EKD-Ratsvorsitzen-
den erledigen musste. epd

Türkischer Präsident
bedankt sich bei Gauck
Ankara. Der türkische Staats-
präsident Abdullah Gül hat
dem designierten Bundesprä-
sidenten Joachim Gauck für
die Berliner Gedenkfeier zu
Ehren der Opfer der Neonazi-
Mordserie in Deutschland
gedankt. Gül habe Gauck am
Donnerstag angerufen, teilte
das Präsidialamt in Ankara
mit. Gauck hatte sich im An-
schluss an die Gedenkfeier mit
Angehörigen der Mordopfer
getroffen und „gemeinsam ge-
weint“, wie er sagte. epd

Essen. Ein Allzeit-Hoch – und
der Beginn von Problemen,
die die Partei bis heute be-
schäftigen: Der Historiker
Bernd Faulenbach hat die Ge-
schichte der SPD in den Sieb-
ziger-Jahren geschrieben.

Die SPD in den 70ern – da
denkt man an Brandt, Weh-
ner, Schmidt. Ein Personal,
bei dem man wehmütig wer-
den kann?

Faulenbach: Das waren in
der Tat außergewöhnliche
Führungspersönlichkeiten.
Die SPD war aber auch in den
60er-Jahren besonders attrak-
tiv als Partei der Modernisie-
rung. Es gab eine Grundwelle
der Gesellschaft, die auf Refor-
men drängte, und die SPD
schaffte es, diese Reformbewe-
gung aufzugreifen. Das hat vie-
le junge Leute in die Partei ge-
zogen.

War die Partei damals ge-
schlossener als heute?

Hinter der Forderung
„Mehr Demokratie wagen“
hat sich tatsächlich die ganze
Partei versammelt. Aber die

SPD hat auch in der Regierung
immer den Hang, zugleich Op-
position zu sein. Schon An-
fang der 70er-Jahre unter dem
Kanzler Brandt bildeten sich
Flügel heraus.

An welchen Themen schie-
den sich die Geister?

Anfangs war es die Frage,
wie weit die Reformen gehen
sollten. Die Jusos wollten Sys-
tem-überwindende antikapita-
listische Reformen, die Regie-
rung hingegen beschloss außer
Reformen auch den Radika-
lenerlass. Wobei Schmidt inte-
ressanterweise ein Gegner des
Erlasses war. Später polarisier-
ten die Anti-AKW-Bewegung
und die Nachrüstung.

Wurde auch um die Grenzen
des Sozialstaats gerungen,
wie später unter Schröder?

Anfangs wurde der Sozial-
staat rasch ausgebaut, aber

1973/74 kam die Wende: Öl-
krise, Konjunktureinbruch,
dauerhaft niedrige Wachs-
tumsraten – Schmidt versuch-
te daraufhin eine Haushalts-
konsolidierung, und das führ-
te zu Konflikten. Das war
praktisch die Wende hin zu
den Problemen, die uns bis
heute beschäftigen.

Für diese Zeit borgen Sie
sich bei Habermas den Be-
griff der „Neuen Unüber-
sichtlichkeit“.

Die politische Geografie än-
derte sich damals erheblich:
Die Ökologie-Bewegung kam
auf, und man wusste am An-
fang noch nicht einmal, ob die
links oder rechts war. Der
Konservatismus erstarkte.
Und die Zukunftsgewissheit
kam abhanden, die Sozialde-
mokratie verlor viel von ihrer
utopischen Energie.

1982 zerbrach die Koalition.
Was trug die SPD dazu bei?

In der SPD hat sich Anfang
der 80er-Jahre Regierungsmü-
digkeit breitgemacht. Das lag
auch an der Konsolidierungs-
politik. Da wurden zum Bei-
spiel der Rentnerbeitrag zur
Krankenversicherung oder
Selbstbeteiligung an Kranken-
haus- und Kurkosten einge-
führt, aus heutiger Sicht eher
kleine Sachen. Aber dafür hat-
ten Sozialdemokraten gerade
zu stehen, und das war im

Ruhrgebiet keine einfache
Aufgabe. Bedeutsam war hier
das Lambsdorff-Papier, das
weitreichende Einschnitte
wollte. Eine Trennung hielt
schließlich auch Helmut
Schmidt für unausweichlich.

Und der Streit um den Nato-
Doppelbeschluss?

Für den Bruch der Koalition
war der nicht ursächlich, aber
er spaltete die SPD, auch

Brandt und Schmidt, wie der
von mir ausgewertete Brief-
wechsel zeigt. Später haben sie
sich allerdings versöhnt.

Sie haben sich die ganze Zeit
geschrieben?

Ja, wenn auch unregelmä-
ßig. Brandt feilte an jedem
Nebensatz, Schmidt ver-
schickte auch Briefe, in denen
mal was durchgestrichen war.

Waren die 70er-Jahre die
beste Zeit, um Sozialdemo-
krat zu sein?

Ein Ranking kann man da
schwerlich vornehmen. Aber
die Siebziger waren aus heuti-
ger Sicht der bisherige Höhe-
punkt sozialdemokratischer
Politik. 1998 bis 2009 konnte
die Partei die Politik nicht in
vergleichbarer Weise bestim-
men. Globalisierung, Neolibe-
ralismus, Marktradikalismus –
das Zeitklima war für sozialde-
mokratische Politik viel un-
günstiger. Interview: Achim Beer

Als die SPD am stärksten war
Der Bochumer Historiker Bernd Faulenbach hat die Partei in den 70er-Jahren erforscht. Ein Interview

Brandt, Wehner, Schmidt: Die Zeitumstände waren günstig für sie, aber nicht lange. Das Bild entstand auf einem Parteitag 1977.Foto: Darchinger

»Sie hat auch in der
Regierung immer
den Hang, zugleich
Opposition zu sein«

Tafelsilber. Das polnische
Außenministerium verkauft in
großem Stil Immobilienbesitz,
um zu den Sparanstrengungen
des Staates beizutragen. In Pa-
ris etwa steht eine Immobilie
für mehr als drei Millionen
Euro zu Verkauf.

Proteste. Die Polizei hat vor
der UN-Niederlassung in Ne-
pals Hauptstadt Kathmandu
13 tibetische Demonstranten
festgenommen. Die Protestie-
renden baten die UN um Hilfe
für die Tibeter.

Entschuldigung. Die irisch-
republikanische Armee hat
sich für den Tod eines 9-Jähri-
gen im Jahr 1973 entschuldigt.
Das Kind war beim Spielen auf
eine Bombe getreten.

IN KÜRZE

IN GANZEN ZAHLEN

1
Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes betrug das staatliche Fi-
nanzierungsdefizit 2011. Da-
mit hielt Deutschland die Defi-
zitvorgabe des Euro-Stabili-
tätspaktes ein.

LEUTE

Aufruf zur Verteidigung
Der autoritär regierende weiß-
russische Staatschef Alexan-
der Lukaschenko (57) hat
seine Landsleute bei einer

Ansprache
vor Militärs
zu einer uni-
versalen Ver-
teidigungsbe-
reitschaft auf-
gerufen. Der

Druck ausländischer Mächte
auf das Land nehme immer
größere Dimensionen an,
sagte der Präsident. dapd

Dritte Amtszeit mit 85
Überschattet von Protesten
gegen Staatschef Abdoulaye
Wade findet am Sonntag die
Präsidentenwahl im Senegal

statt. Der 85-
Jährige Wade
kandidiert für
eine dritte
Amtszeit von
sieben Jahren,
obwohl die

Verfassung eigentlich nur zwei
Amtszeiten erlaubt. Gegen ihn
treten 13 Kandidaten der
Oppositionsparteien an. dapd

Rudd will Premier werden
Der frühere australische Mi-
nisterpräsident Kevin Rudd
(54) will zurück an die Macht.
Bei einer Kampfabstimmung

über den Vor-
sitz der regie-
renden La-
bor-Partei am
kommenden
Montag will
er Minister-

präsidentin Julia Gillard
herausfordern. Rudd war am
Mittwoch als Außenminister
zurückgetreten. dapd

DAS ZITAT

/ Tiergleichnisse
sind denkbar
ungeeignet für die
Beschreibung des
Verhältnisses der
Kanzlerin zu ihrem
Vizekanzler.-

Regierungssprecher Sei-
bert über eine Äußerung
von FDP-Chef Rösler, der
Merkel indirekt mit einem
Frosch verglichen hatte.

Promis wählen Gauck
Viele bekannte Namen in der Bundesversammlung am 18. März

Daniel Freudenreich
Theo Schumacher

Berlin. Otto Rehhagel ist wie-
der schwer gefragt. Die altern-
de Trainer-Ikone soll nicht nur
die Berliner Hertha retten,
sondern darf auch Joachim
Gauck zum Bundespräsiden-
ten machen.

Rehhagel, der von der CDU
nominiert wurde, ist einer von
1240 Delegierten, die am 18.
März bei der Bundesversamm-
lung den Nachfolger von
Christian Wulff bestimmen.
Dabei kann Gauck mit einer
überwältigenden Mehrheit
rechnen. Denn CDU, CSU,
FDP, SPD und Grüne, die den
72-Jährigen aufgestellt haben,
bringen es auf rund 1100 der
1240 Sitze.

Der Bundesversammlung
gehören die 620 Bundestags-
abgeordneten und ebenso vie-
le Vertreter aus den Ländern

an. Das können auch Ex-Poli-
tiker, Sportler (wie Rehhagel),
Künstler und andere Promi-
nente sein. Die Anzahl der
Wahlleute orientiert sich an
der Einwohnerzahl der Län-
der. Aus NRW reisen 133 De-
legierte nach Berlin.

133 NRW-Delegierte

Vor ihrer Wahl am Dienstag
im Landtag basteln die Partei-
en noch an ihren Listen. Eini-
ge Namen sind bereits durch-
gesickert. Bei der CDU, die mit
50 Plätzen die meisten De-
legierten stellt, ist Ex-Bundes-
tagsfraktionschef Friedrich
Merz gesetzt. In der 49-köpfi-
gen SPD-Delegation, die von
Hannelore Kraft angeführt
wird, ist nach WAZ-Informa-
tionen der Essener Comedian
Ingo Appelt vorgesehen.

Die Grünen haben Regis-
seur Sönke Wortmann und

Gamze Kubasik, die Tochter
eines Dortmunder Nazi-Op-
fers, als Externe gewonnen.
Daneben waren die Partei-
und Fraktionsspitze sowie
ihre drei Minister fest gebucht.
Bei den Linken wurde gestern
überlegt, auf ihren acht Tickets
vornehmlich Vertreter aus so-
zialen Bewegungen nach Ber-
lin zu entsenden.

Obwohl die Wahlleute von
den Parteien geschickt wer-
den, müssen sie sich an kein
Votum halten. Fürstin Gloria
von Thurn und Taxis etwa ver-
prellte 2004 die CSU, als sie
nicht für Horst Köhler, son-
dern für die SPD-Kandidatin
Gesine Schwan votierte. 2009
verließ sich die CSU dann lie-
ber nur auf getreue Abgeord-
nete. Dieses Mal können sich
die Gauck-Parteien einige pro-
minente Abweichler gefahrlos
leisten. Denn sie stellen 90
Prozent der Wahlleute.

Chaos bei Kandidatenkür
der Linken

Drei Namen fürs Präsidenten-Amt, aber keine Einigung

Daniel Freudenreich

Berlin. Parteichefin Gesine
Lötzsch versuchte nach dem
Spitzentreffen, den Schaden
zu begrenzen. Zu ihrer großen
Freude sei die Linke in einer
komfortablen Situation. Es ge-
be drei Menschen, die sich zur
Verfügung gestellt hätten.

Komfortable Situation?
Von wegen! Mit ihrer aus dem
Ruder gelaufenen Suche nach
einem Bewerber für das Amt
des Bundespräsidenten hat
sich die Linke kräftig blamiert.

Noch am Wochenende woll-
te die Partei keinen Kandida-
ten gegen Joachim Gauck ins
Rennen zu schicken. Dann
brachte Lötzsch mit einem un-
bedachten Satz Beate Klars-
feld ins Spiel. Die „Nazi-Jäge-
rin“ zeigte sich bereit und die
Linke stolperte in die Kandi-
datensuche. Mit einem ra-
schen „Ja“ zu Klarsfeld hätte
die Linke ein Signal der Ge-
schlossenheit senden können
– im Kampf um ein Amt, das
sie sowieso nicht gewinnen
wird. Denn Gauck kann mit
einer großen Mehrheit in der
Bundesversammlung rech-
nen. Doch beim Treffen der
Partei- Fraktions- und Länder-
spitzen am Donnerstag ver-
suchte der Vorstand wohl, den

Politologen Christoph Butter-
wegge ins Rennen zu schicken.
Er wäre ein Kandidat für die
Linkeren in der Partei gewe-
sen und gilt als Liebling des
heimlichen Vorsitzenden Os-
kar Lafontaine. Klarsfeld wie-
derum ist wegen ihrer Solidari-
tät zu Israel umstritten.

Vom Butterwegge-Vorstoß
wurden viele in der Partei
überrascht. „Davon wusste ich
nichts“, sagte etwa Thüringens
Fraktionschef Bodo Ramelow.
Butterwegge sei ein „sehr res-
pektabler“ Bewerber, gleich-
wohl wünsche er sich Klars-
feld als Kandidatin. Damit
steht er nicht allein.

Festlegung am Montag

Statt einen „Gegen-Gauck“
zu präsentieren, hat die Linke
mit Klarsfeld, Butterwegge
und der Abgeordneten Luc
Jochimsen nun drei potenziel-
le Bewerber. Damit ist es ihr –
wie bereits mehrfach in der
Vergangenheit – erneut miss-
lungen, eine Personalie ge-
räuschlos zu entscheiden. Am
Montag will sich der Parteivor-
stand endgültig festlegen. Bis
dahin hält Lötzsch eine erneu-
te Verlängerung der Bewerber-
liste für „ziemlich ausgeschlos-
sen“. Aber eben nicht ganz.

Für die CDU dabei: Fußballtrainer
Otto Rehhagel. Foto: getty

U nd wieder polieren unse-
re Soldaten ihre Helme,

weil ein Politiker mit dem
Großen Zapfenstreich verab-
schiedet wird. Am 8. März
nimmt der zurückgetretene
Bundespräsident Christian
Wulff vor Schloss Bellevue
die Parade ab, so meldet das
Präsidialamt.

Lange fremdelten die
Deutschen mit dem militäri-
schen Zeremoniell. Aber seit
es jährlich stattfindet? Spe-
kulieren sie begeistert, wel-
che Musik sich der Verab-
schiedete wünschen wird.
Bei Franz Josef Jung (2009)
war es „Time to say Good-
bye“, bei Horst Köhler
(2010) war es der „St. Louis
Blues“, bei Karl-Theodor zu
Guttenberg (2011) „Smoke
on the Water“. Und nun?
Top drei der Buchmacher
sind „Money, Money, Mo-
ney“ von Abba, „Westerland“
von den Ärzten und „Irgend-
was von den Scorpions“.

Auffällig: Bei allen genann-
ten Zapfenstreichen war
Karl-Theodor zu Guttenberg
anwesend. Erst als neuer
Verteidigungsminister, dann
als Verteidigungsminister,
dann als Ex-Verteidigungsmi-
nister. Mit welchem Titel er
sich diesmal darstellen wird,
ist ebenfalls Gegenstand von
Wetten. abe

ZWISCHENRUF

Zapfenstreich

Für die SPD dabei: Comedian Ingo
Appelt. Foto: rtl

Für die Grünen dabei: Regisseur
Sönke Wortmann Foto:dapd

BUCH UND AUTOR

Prof. Bernd Faulenbach, 68,
SPD-Mitglied: „Es ist für keine
Gruppierung von Vorteil, wenn
sie sich über ihre eigene Ver-
gangenheit Illusionen macht.“
Das Buch: Das sozialdemokra-
tische Jahrzehnt. Von der Re-
formeuphorie zur Neuen Un-
übersichtlichkeit. Die SPD
1969-1982. Dietz, 824 S., 48€

Man darf sich keine Illusionen machen

W WBH_2 NR.48 POLITIK Samstag, 25. Februar 2012


